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antwortlichen und Entscheidenden. Das ISt der (Genossen- selber VO  — der Inanspruchnahme des weltlichen Arms A  —

schaftsgedanke. ber nıcht akzeptieren ann ıch, daß die Durchsetzung ethischer und moralıscher Vorstellungen
Grenzlınıe zwıschen ähe und Ferne alleın zwıschen pr1- ımmer weıter abgekommen ISt. Wenn INa  — bedenkt, daß
Val und öftentlich verlauten soll Es o1bt durchaus Mög- 1mM Miıttelalter schon eın Glaubenswechsel den Ruf nach
lıchkeıt, 1mM Ööffentlichen Bereich Einriıchtungen dem staatlichen Arm ausgelöst hat, dann sıeht INan, WI1€e
organısıeren, da{fß S1€E wenıgstens dıeselbe ähe bıeten, WI1e€e weılt dıe Kırche hıer fortgeschrıitten 1St ber ZUur rage

den treıen In Ihrem Fall kirchlichen Trägern MOÖg- N Zl und Wahlkampf: Eıne Aussage dazu WAar N-

lıch ISt Und g1bt auch dort Bürokratie und ungulLe Di- dıg Ich bın unverändert davon überzeugt, daß die heutige
zwischen Betroffenen und Entscheidenden, auch Regelung die Chancen für das ungeborene Leben al

das gehört ZULT: Wahrheit. über dem Zustand, den WIr VOT der Retorm hatten, VCI-

bessert. Ich habe keıine Bedenken, das auch anzusprechen.
Im übrıgen stelle iıch heute fest, da{fß iın ]] dıesen Fragen

„ESs ıst eın Irrtum, zu glauben, dafß üungeachtet schärtster Polemik zwıschen der Unıion und
Selbstverantwortung uUurc uns keınen essentiellen Unterschied &1bt uch die Unıion
Strafandrohung stärkt“” erklärt, dafß dieser Reform nıchts geändert wiırd.

Herr Dr Vogel, Ihre Parteı hat sehr resolut den Das WAar auch schon Wahlkampfzeıten > lll'ld
Z StG B ıIn den Wahlkampft Das War eıgenar- xab In 411 der eıt nNn1€e ıne denkbare Konstellatıon, dıe

Ug, schon weıl mıiıt einer neuerlichen Reform 1m Ernst 1ne neuerliche Anderung wirklıch hätte durchsetzen kön-
S  —nıcht rechnen WAar ber W a verspricht sıch die SPD

VO  — der Verteidigung der Jjetzıgen Regelung? Unser zıvılı-
satorısches Nıveau 1St inzwischen doch 5 da{fß selbst dem Vogel Das ändert nıchts daran, daß WIr SCH der Re-

form wütenden Angriften aAaUSSESELZL ber lassenBürger A4AUS soz1ıal schwächeren Schichten die Eıgenverant-
wortung auch über die Folgen dessen, W3as S1€e als Eheleute WITr das Ich meıne, hılfreicher als neuerliche (Gesetzesän-

derungen wırd für den Schutz der Ungeborenen se1ın,oder Geschlechtspartner Lun, ZUgEMULE werden kann,
ohne da{ß durch Strafrechtserleichterungen nachgeholfen Wenn das System der Hıltfen, der Beratung erweıtert und

das Getühl für die richtige Gestaltung des eıgenen Lebenswerden mu{fß uch Strafrechtserleichterungen Eınver- gestärkt wırd.nehmlichkeit über das Rechtsgut vVOrausgeSEeLZL können
dıe Selbstverantwortlichkeit des Subjekts schwächen hel- Damıt wırd die Unıion zufrieden se1n, aber nıcht die
fen Kırche, obwohl S1E 1n der Intention sıcher miı1t Ihnen über-

einstimmt.Vogel: Ich halte zunächst eiınmal für einen Irrtum,
SCnHn oder gylauben, da{fß 114  - die Selbstx<erantwortung Vogel Die Z ahl der Felder, Herr Seeber, In denen die
durch Strafandrohung stärkt274  }Zeitfragen  antwortlichen und Entscheidenden. Das ist der Genossen-  selber von der Inanspruchnahme des weltlichen Arms zur  schaftsgedanke. Aber nicht akzeptieren kann ich, daß die  Durchsetzung ethischer und moralischer Vorstellungen  Grenzlinie zwischen Nähe und Ferne allein zwischen pri-  immer weiter abgekommen ist. Wenn man bedenkt, daß  vat und öffentlich verlaufen soll. Es gibt durchaus Mög-  im Mittelalter schon ein Glaubenswechsel den Ruf nach  lichkeit, im öffentlichen Bereich Einrichtungen so zu  dem staatlichen Arm ausgelöst hat, dann sieht man, wie  organisieren, daß sie wenigstens dieselbe Nähe bieten, wie  weit die Kirche hier fortgeschritten ist. Aber zur Frage  es den freien — in Ihrem Fall kirchlichen — Trägern mög-  $218 und Wahlkampf: Eine Aussage dazu war notwen-  lich ist. Und es gibt auch dort Bürokratie und ungute Di-  dig. Ich bin unverändert davon überzeugt, daß die heutige  stanz zwischen Betroffenen und Entscheidenden, auch  Regelung die Chancen für das ungeborene Leben gegen-  das gehört zur Wahrheit.  über dem Zustand, den wir vor der Reform hatten, ver-  bessert. Ich habe keine Bedenken, das auch anzusprechen.  Im übrigen stelle ich heute fest, daß es in all diesen Fragen  „Es ist ein Irrtum, zu glauben, daß man  ungeachtet schärfster Polemik zwischen der Union und  Selbstverantwortung durch  uns keinen essentiellen Unterschied gibt. Auch die Union  Strafandrohung stärkt”  erklärt, daß an dieser Reform nichts geändert wird.  HK: Herr Dr. Vogel, Ihre Partei hat sehr resolut den  HK: Das war auch schon zu Wahlkampfzeiten so, und es  $ 218 StGB in den Wahlkampf getragen. Das war eigenar-  gab in all der Zeit nie eine denkbare Konstellation, die  tig, schon weil mit einer neuerlichen Reform im Ernst  eine neuerliche Änderung wirklich hätte durchsetzen kön-  nen  nicht zu rechnen war. Aber was verspricht sich die SPD  von der Verteidigung der jetzigen Regelung? Unser zivıli-  satorisches Niveau ist inzwischen doch so, daß selbst dem  Vogel: Das ändert nichts daran, daß wir wegen der Re-  form wütenden Angriffen ausgesetzt waren. Aber lassen  Bürger aus sozial schwächeren Schichten die Eigenverant-  wortung auch über die Folgen dessen, was sie als Eheleute  wir das. Ich meine, hilfreicher als neuerliche Gesetzesän-  derungen wird es für den Schutz der Ungeborenen sein,  oder Geschlechtspartner tun, zugemutet werden kann,  ohne daß durch Strafrechtserleichterungen nachgeholfen  wenn das System der Hilfen, der Beratung erweitert und  das Gefühl für die richtige Gestaltung des eigenen Lebens  werden muß. Auch Strafrechtserleichterungen — Einver-  gestärkt wird.  nehmlichkeit über das Rechtsgut vorausgesetzt — können  die Selbstverantwortlichkeit des Subjekts schwächen hel-  HK: Damit wird die Union zufrieden sein, aber nicht die  fen  Kirche, obwohl sie in der Intention sicher mit Ihnen über-  einstimmt.  Vogel: Ich halte es zunächst einmal für einen Irrtum, zu  sagen oder zu glauben, daß man die Selbstx<erantwortung  Vogel: Die Zahl der Felder, Herr Seeber, in denen die  durch Strafandrohung stärkt ...  Nähe zwischen Äußerungen der Kirche und unserer Poli-  tik größer ist als die Nähe zwischen den Äußerungen der  HK: Ich vermute, der Widerspruch ist nur scheinbar ...  Kirche und denen der Union, hat inzwischen deutlich zu-  Vogel: Aber Sie haben mich gefragt und ich halte das für  genommen. Natürlich bleiben aber auch noch einige kon-  einen Irrtum. Und ich halte auch dafür, daß die Kirche  troverse Felder.  Intervention als schlechteste Lösuhg  Zur Mittelamerika-Politik der USA  Die derzeitige Mittelamerika-Politik der Vereinigten  Ebene politischen Handelns und trat mit beschwörenden  Staaten ist, sowohl was das Konzept und die Möglichkei-  Appellen vor das amerikanische Volk und seine Vertreter.  ten, es in die Tat umzusetzen, als auch die bisher geschaf-  Das war ein offenes Eingeständnis politischer Ohnmacht  fenen Fakten angeht, wenig überzeugend. Der Wille zur  und der angestrengte Versuch, auf spektakuläre Weise et-  „Politik der Stärke“, mit dem Präsident Ronald Reagan  was mehr Handlungsfreiheit zur Durchsetzung seiner Po-  die amerikanischen Wähler 1980 überzeugen konnte,  litik zu gewinnen. Die Kontroverse zwischen dem Weißen  scheint in den großen außenpolitischen Fragen ungebro-  Haus und dem Kongreß entzündete sich an dem Antrag  chen; seine Mittelamerika-Politik jedoch wird weder vom  des Präsidenten, die Militärhilfe für El Salvador im lau-  Kongreß noch von der amerikanischen Öffentlichkeit  fenden Haushaltsjahr von 26,3 Millionen auf 110 Millio-  mitgetragen. Als Reagan am 27. April zu der ungewöhnli-  nen US-Dollar  zu erhöhen.  Für das  kommende  chen Maßnahme griff und vor beiden Häusern des Kon-  Haushaltsjahr beantragte seine Administration 600 Mil-  gresses in einer vom Fernsehen landesweit übertragenen  lionen Dollar (für den gesamten mittelamerikanischen  Rede seine Mittelamerika-Politik erläuterte, verließ er die  Raum).  nach dem amerikanischen Präsidialsystem weitgesteckte  Die ohnehin schwache Unterstützung des Kongresses fürähe zwıschen Außerungen der Kıirche und W SGCHEN Polı-

tık größer 1St als die ähe zwıschen den Außerungen derIch vermute, der Wıderspruch 1St 1U  an scheinbar Kırche und denen der Union, hat inzwıschen deutlich
Vogel ber S1ıe haben mich gefragt und ich halte das für 3001  n Natürlich leiben aber auch noch einıge kon-
eıinen Irrtum Und ich halte auch dafür, dafß die Kıirche Felder.

ntervention als schlechteste Lösung
Zur Miıttelamerika-Polıitik der USA

Die derzeıtige Mittelamerika-Politik der Vereinigten Ebene polıtischen Handelns und Lrat mıt beschwörenden
Staaten St, sowohl W as das Konzept un die Möglıchkei- Appellen VOT das amerikanısche olk und seıne Vertreter.
CN In dıe 'Tat umzusetzen, als auch dıe bısher geschaf- Das WAar eın offenes Eıingeständnıis polıtischer Ohnmacht
tenen Fakten angeht, wenıg überzeugend. Der Wılle ZUr un: der aNgESLIrCNALE Versuch, auf spektakuläre Weiıse eit-

„Polıitik der Stärke“”, mMI1t dem Präsiıdent Ronald Keagan W as mehr Handlungsfreiheit ZUur Durchsetzung seliner DPo-
dıe amerıkanıschen Wähler 1980 überzeugen konnte, lıtık gewıinnen. Die Kontroverse zwiıischen dem Weißen
scheıint ın den großen außenpolıtischen Fragen ungebro- Haus und dem Kongrefßs entzündete sıch dem Antrag
chen; seıne Mittelamerika-Polıitik jedoch wiırd weder VO des Präsıdenten, die Miılitärhiltfe für Salvador 1mM lau-
Kongrefßs noch VO  S der amerıiıkanıschen Offentlichkeit fenden Haushaltsjahr VO  a 26;5 Miıllıonen auf 1 O Miıllıo-
mıtgetragen. Als Keagan Aprıl der ungewöhnli- N  —_ US-Daollar erhöhen. Für das kommende
chen Maßnahme oriff un VOT beıden Häusern des Kon- Haushaltsjahr beantragte seıne Admıinıstration 600 Miıl-
STCSSCH In eiıner VO Fernsehen landesweıt übertragenen lıonen Dollar für den miıttelamerikanıschen
ede seıne Mittelamerika-Politik erläuterte, verlieiß die aum
nach dem amerıikanıschen Präsıdialsystem weıtgesteckte Dıie ohnehin schwache Unterstützung des Kongresses für
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dıe indirekte mıiılıtärische Intervention der USA ZuUugunsten der Ausschufßfß sprach sıch für iıne Streichung der Militär-
der RegJerung Salvadors, der außer Waffenhilfe hılfe Salvador für den Fall auUs, da{fßs die Regierung
auch eın Truppenausbildungsprogramm gehört, WAar mıt dieses Landes nıcht bınnen Tagen Verhandlungen miıt
den Aussıchten geschwunden, dıe A4aUS den Wahlen 1m der Guerilla über iıne Einstellung der Kämpfte aufnımmt
März 1982 hervorgegangene Regierung aganfa erreiche un ıne bessere Beachtung der Menschenrechte an-
eın baldıges Ende des Bürgerkrieges. Kurz VOT der ANZEC- tlert. Eın entsprechender Gesetzentwurt ordert Präsıi-
kündıgten Rede des Präsıdenten gab eın Bewilligungsaus- dent Keagan auf, die Erfüllung dieser Forderungen
schuß des Kongresses bereıts früher zZugesagte bestätigen, WEeNN weıtere Mıliıtärhilte wünscht. egen
Mıllıonen Dollar Militärhilfe frei, nachdem Aufßenminı- die Bestätigung des Präsıdenten kann der Kongrefß se1ın
Stier Shultz iıne Reihe VO  S Zugeständnissen abgerungen Veto einlegen und die Miıttel tür Salvador innerhalb
worden die Ernennung eınes Sonderbotschafters VO  — 30 Tagen StOppPECN. Abgeordnete der demokratischen
mMI1t dem Aulftrag, 1ın Salvador Wege ebnen helfen für Opposıtion hatten den Vorschlag, weıtere Miılitärhilfe
iıne Gesprächsbasıs der Regierung „MIt ihren Gegnern VO  —_ der Verhandlungsbereitschaft der Regierung ın San
über dıe Voraussetzungen und Bedingungen freier, taırer Salvador abhängig machen, mehrtach ohne Erfolg In
und siıcherer Wahlen“ Verhandlungen über 1ne Teılung dıe Dıskussion gebracht. Das Weißlße Haus tüutzte bisher
der Macht In Salvador werde Washington allerdings den Standpunkt der Regierung agana, das wıederholte
nıcht befürworten. Shultz versprach außerdem Bemühun- Verhandlungsangebot der Guerilla-Organısatıon se1l nıcht
SCH iıne Öffnung der Gefängnisse und Lager für - mehr als eın geschickter Ablenkungsversuch ZUr Stärkung
angemeldete Inspektionen internationaler Organısatıo- ihrer mılıtärıschen Schlagkraft.
nen und die Freilassung politischer Häftlinge.

Reagan-Polıitik MUur och egrenzt
durchsetzbarDer Kongreß sıch
Im Februar berichtete dıe „Washington OSE” dann überDie Spannungen zwischen dem Präsıdenten und dem Par-

lament verschärften sıch diesem Zeitpunkt noch durch ein Arbeitspapıer des Leıters der Lateinamerika-Abteilung
1m amerıkanıschen Außenministerium, Enders, das 1mM (Z8-die Diskussion (ın beiden Häusern des Kongresses) Z7u-

lässıgkeit geheimdienstlicher Aktivitäten das andını- ZENSALZ ZUur offiziellen Posıtion der Regierung 1ıne wWwel-
yleisıge Strategıe empfiehlt: amerıikanısche Miılıitärhiltesten-Regıme ın Nıcaragua. Wenige Tage nach der ede
für die Armee Salvadors und wohlwollende Unterstüt-des Präsıdenten stiımmte der Geheimdienst-Ausschußfß des
ZUNg einer Verhandlungslösung durch die VermittlungRepräsentantenhauses die verdeckte amerikanıiısche
anderer lateinamerikanıscher Länder oder auch Spanıens.Unterstützung der nıcaraguanıschen Regimegegner und

tür die Streichung der Gelder, dıe dem Geheimdienst CIA Während Außenmuinister Shultz vermutlich diesem, nach
Kriterien der egıerung „weıchen Kurs“ zune1gt,dafür zutfließen. Jetzt hofft Präsıdent Keagan, da{fß der Se-

nat die Miıttel für die bewillıgt (nach offizieller Dar- der Sıcherheitsberater des Weißen Hauses, Clark, SOWIEe
die Chefdelegierte beı den Vereıiınten Natıonen, Jeannestellung sollen die CIA-Aktıivıtäiäten In Nıcaragua lediglich

den Watfennachschub tür dıe Aufständischen 1n Salva- Kirkpatrick, VO  — Verhandlungen zwıschen den Bürger-
dor unterbinden; die unterstutze nıcht, Ww1€ allgemeın kriegsparteıien strikt ab

Da{iß der amerikanische Präsıdent seıne Mittelamerika-
ANSCNOMM wiırd, den Kampf antiısandıinıstischer T 'rup-
pCNH 1m Norden Nıcaraguas). Mıtte Maı yab das nıcaragu- Politik NUTr noch ıIn geringem Umfang durchzusetzen 1M -

stande 1St, lıegt Z eıinen daran, da{fß S$1e VO Parlamentanısche Außenministeriıum bekannt, dafßs dıe amerıkanı-
sche Regierung die Zuckerimporte A4aUS Nıcaragua ab nıcht genügend mıtgetragen wırd. (Seıt dem Amitsantrıtt

KReagans hat der Kongreßß mehr als 600 Miıllıonen DollarOktober x Prozent auf 6000 Tonnen Jährlıch SCMHN-
tür Miılıtär- und Wiıirtschaftshilfe In Mittelamerika bewil-ken wiırd.
lıgt ın dieser eıt hat sıch nıcht L1LUT nach Meınung der
Abgeordneten die Lage In diıesen Ländern weder p -Anftfang des Monats hatte der zuständıge Ausschufß 1m Re-

präsentantenhaus weltere Mıllıonen Dollar, die das lıtıschen noch soz1ıalen Gesichtspunkten spürbar
VWeilße Haus für Militärhilte tür Salvador beantragt verbessert). Zum anderen hat sıch gezelgt, da{fßs diese Polı-
hatte, mıt der Begründung zurückgestellt, 114  — wolle eEerst tik VUon der Mehrbheit der Amerikaner nıcht merstanden wiırd,
abwarten, bıs die Suche nach eıner polıtischen Lösung des also unpopulär ST (Nach einer VOT der Reagan-Rede
Bürgerkriegs sıchtbare Erfolge zeıgt. Als sıch Miıtte Maı durchgeführten Umirage hielten 1U Prozent der Ame-
auch der außenpolıtische Ausschufß des Senats für 1ne rıkaner dıe Polıitik gegenüber Salvador für „moralısch

legıtim ; nıcht einmal jeder Zzweıte Amerikaner ylaubt,Aussetzung der Militärhilfe Salvador aussprach, bıs
die salvadorijanısche Regierung die rechtsgerichteten daß 1n Salvador die Sıcherheitsinteressen der USA auf

dem Spıel stehen.)paramılıtärıschen Kommandos wirksam bekämpfen
verspreche, entschlo{fß sıch der außenpolitische Ausschuß Auf welchem ıdeologıischen und machtpolitischen Hınter-
des Repräsentantenhauses einem aufsehenerregenden grund diese Politik sehen 1St, äßrt die große Fernsehrede
Schritt, der den amerikanıschen Präsiıdenten in iıne Sıtua- Präsıdent Reagans deutlich erkennen. Dıie Feststel-
tıon trıeb, die selbst SAl nıcht iın Betracht SEZOSCH hatte: lung darın autete: „Die Probleme Miıttelamerıikas betref-
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ten direkt die Sıcherheit un das Wohlergehen unseres Die VO  — Honduras und Costa Rıca A4US operiıerenden antı-
eıgenen Volkes“ (Zıtiert nach „Amerıka-Dienst, oku- sandınıstischen Gruppen hat Reagan iınzwiıischen öffent-
mentatıon“, der US-Botschafrt 1n der Bun- ıch als „Freiheitskämpfer“ bezeichnet, für deren ottene
desrepublık). Dıie zweıte Feststellung betrifftt die SW Aat6>- Unterstützung eintrete (ap 83) In seiner ede
gische Bedeutung Miıttelamerikas, das diıe Karıbik VO DU Aprıl hatte noch geheißen: „ Wır wollen nıcht
rEeNZLT, MS CPE Lebensader ZUr Außenwelt“ aufßen- und ıhren (der Regierung VO  —_ Nıcaragua) Sturz. Wır wollen
energıewirtschaftlicher sSOWIle sıcherheitspolitischer un: sıcherstellen, daß sS$1e hre Nachbarn nıcht durch den Ex-
miılitäriıscher Hınsıicht. Den größeren eıl der ede POFrL VO Subversion und Gewalt ansteckt. ber: „Wır
nımmt iıne Sıtuationsbeschreibung der Krisenländer wollen nıcht und WITr werden nıcht die nıcaraguanısche
Salvador und Nıcaragua e1n; der Schlufßteil enthält das Regierung VOor dem orn ihres eigenen Volkes schützen.“
polıtische Programm des Präsıdenten un dıe Appelle Die Feststellung Reagans, Honduras werde VO Nıcara-
Unterstützung selner Politik. gua bedroht un nıcht umgekehrt, nach dem offe-
Dieses Programm enthält Zzwel Schwerpunkte, deren histo- 11C  — Ausbruch der Kämpfe zwıschen der sandıniıstischen
risches Spannungsverhältnis zueiınander der Präsıdent ÄArmee und antısandınıstischen T’'ruppen der Grenze
ohl bewußt ausklammerte: dıe amerikanıschen Sıcher- Honduras ELWAS eiıgenartıg (Honduras erhielt 19872
heıtsinteressen und das amerıkanısche Engagement für 5 Miılliıonen Dollar Miılıtärhilte, das Zehntache 1mM Ver-
Freiheit un: Demokratie ıIn Miıttelameriıka. Präsident gleich 1980; die US-Miıssıon ın Tegucıgalpa 1sSt nach e1-
Reagan sıeht Amerıka edroht durch eınen eventuellen NEeTr Meldung des Mıamı Herald 120 82| die yröfßte
„kommunistischen Sıeg" der „Guerilla-Banden und zwıschen Mexıko und Brasılien. Sıe zählt insgesamt 147
Stadt-Terroristen“ ın Salvador. Der ausbleibende Sıeg Zıivyılısten und Miılıtärberater).
der Guerilla Reagan sSe1 eın Beweıs dafür, „da{fß dıe
Demokratie nıcht leicht besiegt werden kann“ Wäh- „Angesıchts dieser Herausforderung für Frieden und S1-

cherheit ın unNnserer eıgenen Hemisphäre“ stellt der amer1-rend dıe Menschenrechts-Kommissıion In Salvador W1€E
die katholische Kırche des Landes davon ausgehen, da{fßs kanısche Präsident iın seıiner ede die rhetorische rage

„Sınd Demokratien dazu aufgefordert, Dassıv bleiben,dıe oroße Mehrheit der getöteten Zivilısten Opter rechts-
miılıtärischer und paramılıtärıscher Truppen während dıe Bedrohungen ihrer Sıcherheit und ihres

Wohlstandes sıch äufen? Müssen WIr die Destabilisie-sınd, schıildert Reagan dıe Grausamkeiıten des Gueriulla-
Kampfes über mehrere Manuskrıiptseıiten und konzediert rung eıner anzen Regıon VO Panama-Kanal bıs nach

Mexıko und unserer südlıchen Grenze eintach hınneh-bezüglıch der anderen Seıte lediglich 1in allgemeıner men ” Müssen WIr eintach zusehen, während unabhängigeorm AJa noch o1bt große Probleme hinsichtlich der
Menschenrechte, hınsıchtlich des Systems der Rechtspre- Staaten dieser Hemisphäre In das aggressivste Imperium

einbezogen werden, das die moderne elt kennt?“ Waschung und der Gewalt die Zivilbevölkerung.“ FEın
Hınweis darauf, da{fß die USA auf ine Lösung dieser Präsident Reagan für SeIn lebenswichtiges Interesse, iıne

moralısche Pflicht und 1ne feierliche Verantwortung”„Probleme“ dringt, fehlt Miıt einıger Berechtigung
Reagan, Salvador habe selıne Bemühungen 95 die hält, bezieht sıch sowohl| auf dıe globale verteidigungs-

polıtische Motivatıon („Wenn Mittelamerika fällt, WwWasSchaffung eiıner geordneten und demokratischen Gesell-
waren dann die Folgen für NSeTEC Stellung In Asıen und ıInschafrt fortgesetzt”. Die Ursachen für die rulnöse Wırt-

schaftslage des Landes sıeht allerdings 1U  - iın der Europa und für Bündnisse W1€e die ATITO >“) WI1e auf den
moralıschen Anspruch der Amerıkaner als Führungs-allgemeınen Rezession un der „mutwillıgen Sabotage”

durch die Guerrilla. macht der westlichen VWelt, Freiheit un Demokratie
schützen („Als AÄAntwort auf Jahrzehnte der Ungerechtig-
eıt und Gleichgültigkeit werden WIr Demokratie, Re-

An Entsendung VOoO Truppen ftorm und menschlıiche Freiheit unterstützen ). 7u diesem
nıIC gedacht 7Zweck bıttet der Präsıdent dıe Bewilliıgung der bean-
ıne weıtere Bedrohung der amerikanıschen Sıcherheıit tragten 600 Miıllıonen Dollar tür 984 Schliefßlich VeOeI-

spricht Reagan, ine Entsendung amerikaniıschersieht Präsıdent Keagan In der „Diıktatur” der Sandınisten
in Nıcaragua (das 5Somoza-Regıem nn „autorıtär”). Iruppen nach Miıttelamerika se1l nıcht gedacht; werde

alle „verıfızıerbaren“ Abkommen über den Abzug VO  —_Wıe in der Sıtuationsschilderung über Fl Salvador be-
schreibt die Zustände ıIn Nicarag na ebenso unkorrekt mılıtärischen Beratern und Truppen SOWIe über den Ver-

zıcht auf Hılfeleistung für Autfständische auf Nachbarter-WI1€E einseıt1ig. So behauptet wıder besseres Wıssen rıtoriıen unterstützenda{ß den Gegnern des Sandınısten-Regimes „keine
hartnäckigen Anhänger des trüheren Somoza-Regimes“ Die politischen Fakten der VErSANSCNCN Monate und dıe
selen. (Dabe: bedauern amerıkanische Regierungskreıise Aussagen der amerikanıschen Regierung Mittelame-
die Unenigkeıit der antısandıniıstischen Öpposıtıion, die rıka uUusSaMMENZSCNOMM ergeben eın polıtisches Kon-
auch daher rührt, dafß sıch dıe enttäuschten ehemaligen ZCEDL voller Kompromi1sse, nıcht oder aum verwirklı-
Sandınisten nıcht In Kampfteinheiten wıederfinden wol- chender Absıchten autf dem gelistigen Hıntergrund typisch
len, dıe VO  : Offizieren der Natıonalgarde SOmozas be- amerıkanıscher Selbstgewißheit, W as den Auftrag und dıie
tehligt werden.) Verantwortung VOT der Weltgeschichte angeht also e1-



2177Zeitfragen

gentlıch eın Konzept Dem Auftreten der USAs un Wirtschaftsinteressen guL WI1€ nı€e VO Demokrati-
über den mittelamerikanischen Ländern tehlt das sıerungshiılfen und soz1alem ngagement begleitet WUur-

Mindestma Konsequenz, das für den polıtiıschen Er- den Dalß Präsident Reagan die Geschichte amerıkanı-
olg notwendıg 1St ach eıner Expertenstudıe für das scher Interventionen in Zentralamerika nıcht zıtlert, 1STt.
amerıikanısche Verteidigungsministerium haben die Ver- verständlıch, da{fß S1€e iın selner polıtıschen Konzeption
einigten Staaten ın Salvador denn auch 1Ur die Wahl außer acht läßt, tührt ZUrTr Fortsetzung eıiner verfehlten Ka
zwıschen der Eskalatıon, die direktes militärısches Eın- teın- bzw Mittelamerika-Polıitik. Dazu gehört VO  - allem
greifen bedeuten würde, oder dem Abbruch des Engage- die Einordnung aller Miıttelamerika betreffenden polıtı-
n  9 das vermutlich einem Putsch der Rechtskräfte schen Daten 1n das .deologisch und machtpolitisch fixierte
un: damıt eıner blutigeren und Tausamceren, aber OOn West-Schema.
ebenfalls wırksameren Bekämpfung der Guerilla führen Die schwach ausgebildete polıtısche Kultur der mıttel-
würde. amerikanischen Staaten zeichnet sıch durch die zentrale

Bedeutung der Streitkräfte un einer Vorliebe der polı-
tisch bewußten Elıten personalıstischen Machtent-Auf das Ost-West-Schema fixiert? scheidungen Miıßachtung VO  —3 Recht und (sesetz

Unter dem Druck der Opposıtion, der öffentlichen Meı- 4aUuS Jahrzehntelang haben die Vereinigten Staaten sıch
NUNg un: möglicherweıse eıgener Bedenken sucht Präsıi- diese Schwäche ZUunNutzZe gemacht und in den Diıiktatoren
dent Reagan nach einem dritten Weg zwıschen den und Armeen Mittelamerikas Verbündete den Kom-
Extremen. In Salvador bewirkte das begrenzte amer1- MUN1ıSMUS gesehen. Diese Verbündeten ürften die e1INZ1-
kanısche ngagement in den VETrSANSCHNCH dreı Jahren le- SCH se1n, die heute noch der unermüdlich propagılerten

These der amerikanıschen Regierung glauben, der SOWJE-dıglıch, da{ß die Guerilla nıcht sıegen konnte und der
Bürgerkrieg andauerte. Das Dılemma der salvadorıanı- tisch-kubanısche Expansıonismus se1l die Ursache für dıe
schen Regıierung, miıt einem schärferen Vorgehen Unruhe ıIn Mittelamerika. „Gäbe in Zentralamerıka
Rechtsextremisten zwangsläufig auch dıe Kampfkraft der keine Armut, keinen Hunger, keine Ungerechtigkeıt und
Armee schwächen, hält ohl auch den amerikanıschen keın Elend, gyäbe 65 auch keinen Nährboden für SOWJE-
Präsıdenten davon ab, die wırksame Bekämpfung der tische oder kubanısche Aktıvıtäten”, der amerıkanı-
paramılıtärıschen Mordkommandos Zur Vorbedingung sche Senator Christopher odd ıIn der Entgegnung der

Demokratischen Parte1ı auf dıe ede des Präsidenten.weıterer Hılte machen. So verschafte die Miıttelame-
riıka-Polıitik Reagans „der terroristischen Rechten Ver- odd VvVertrat die Meınung, die USA müften ıhr polıtı-
LTauen, W as ZzU  — Motivıerung und Stärkung der terrorIıstl- sches Gewicht 1ın Zentralamerika geltend machen und auf
schen Linken führt”, Ww1€ es In einem Bericht demokratı- einem sofortigen Woafftenstillstand ın Salvador und
scher Abgeordneter VO Dezember 982 hieß Dies Verhandlungen der Bürgerkriegs-Parteien bestehen. „Wır

weıterer Gewaltanwendung beı und entmutige un VCI- müssen mIt der Geschichte gehen, uns S1e
stellen. Wır können den VWeg militärischer nterventionbittere all jene, die ernsthaft dem Frieden und der VDemo-

kratıe 1n Mittelamerika verpflichtet selen. weıterverfolgen, VO  —$ dem WIr allerdings nıcht wIssen,
hın er un führt Eınes 1St jedoch sicher: Je weıter WIr ıh

Obwohl die Regierung der Vereinigten Staaten fest davon gehen, desto mehr Gewalt, Blutvergießen und Ha wird
überzeugt ISt, daß ın Zentralamerıka zn tale Interessen auf geben” (zıt. nach „Le Monde“ 29 85)dem Spıiel stehen, Mag und kann S1€e ihr notwendıg —- Die Einordnung des Nord-Süd-Konflikts ın die übergeord-scheinende direkte Interventionen oder „destabilisıerende nefe Kategorıe des OWest-Konflikts, WI1€e dıe amerıkanı-
Maßnahmen“ nıcht offen vertreten Dıe ständıge Ver- sche Regierung S1€e ottfenbar tür notwendiıg und richtig!echtung der Siıcherheitsinteressen mıt dem Engagement hält,; hat mMIt dazu beigetragen, da{fß die Vereinigten Staa-
tür Demokratie und Freiheit ın Mittelamerika macht

ten für die reformistischen, demokratisch Orlentlerten
diese Polıtik aber doppelt antechtbar: Im, WwW1€ heıißst, - Kräfte In ganz Lateinamerıka den moralıschen Anspruch
Stien Exklusiyinterview eiıner deutschen Ilustrierten mı1ıt als Führungsmacht der freıen Welt eingebüßst haben Dıe
dem amerikanıschen Präsıdenten Keagan: „In Las gemäßigten Kräfte die Verlierer, WenNnn dıe USA S1€e
teinamerıika arbeıten WIr mıiıt den Demokratıen unterdrückende Dıktaturen bıs ihrem Zusammenbruch
INeN, die Bürde der Armut VO  — ıhnen nehmen und und dadurch dıe Bevölkerung Linksrevolutionä-
die sozıale Entwicklung fördern, dıe wichtig 1STt für
Fortschritt und Stabilität“” („Bunte” I 83) In_seıner ren geradezu ıIn die Arme trieben. Be1 dieser Polıitik ble1-

ben dıe gemäßıigten Kräftfte zwangsläufig auf der Strecke,Fernsehrede argumentierte Präsiıdent Reagan: Die Ver- und dıe Entwicklung 1n den betroffenen Ländern das
hinderung des kommunistischen Sıeges mıt amerıkanı- gılt heute tür diıe mittelamerikanıschen Länder Salva-
scher Hılte bringe Mittelamerıka den „Fortschritt”. dor und Nıcaragua, aber auch tür Guatemala und Hon-
Auch diese 1ın einen logischen Zusammenhang gestellte duras wird nıcht, WI1e€e Präsident Reagan verspricht,

gefördert, sondern behindert. Die Vernachlässigung derBehauptung 1St unbewiesen und in die Zukuntft BCSPIO-
chen. Von der Vergangenheıt amerikanıscher Miıttelame- demokratisch Orlentlierten Kräfte ıIn Miıttel- und ganz La-

teinamerıka führt also dazu, da{ß das alternatıveriıka-Politik schweıgt Präsident Reagan. Sıe 1St ruhmlos
anderem deshalb, weıl amerikaniısche Sicherheits- Denkmodell Ost—-VWest, antıkommunistische Rechtsdik-
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tatur-prokommunistische Linksdıiktatur, wıeder stiımmt, chung der amerıkanıschen Verteidigungsbereitschaft 1ın
weıl 1m wesentlichen VO  S den Vereinigten Staaten Europa ZUr Folge haben Ikle hofft, dafß die Bundesrepu-
machtpolitisch herbeigeführt worden ISt blik nach dem Regierungswechsel ın Oonn dıe Miıttelame-

riıka-Politik der Vereinigten Staaten moralısch stärker
tützen werde.Europäer mehr un mehr gefordert Bisher hat die Bundesregierung in dieser rage Zurück-

In Lateinamerı1ika W1€ In Europa tindet dıe ınterventionıstiı- haltung geübt. iıne unkritische Ausweıtung der Bündnıis-
sche Politik der USA wen1g Verständniıs. IDS Völker Miıt- auf zentralamerikanısches Terriıtorıum ware ohl
telamerıikas haben die Amerikaner nıcht gerufen, auch die ebenso talsch W1€e iıne dezidiert antıamerıkanısche Miıttel-

dem Bürgerkrieg ausblutende Bevölkerung Sal- amerika-Politik. Be1 der Beurteijlung der polıtischen Lage
vadors nıcht. Mögliıcherweıise zwıingt die tehlende innere ıIn diesem Raum 1St bedenken, daß die Exıstenz einer
und äulßere Unterstützung selner Polıitik den amerıkanı- kommunistischen Herausforderung in Miıttelamerika
schen Präsıdenten einer Kurskorrektur; die Befürwor- nıcht 1U  — den Expansıonswillen der SowJetunion beweıst,
Lung VO  S „Verhandlungen bestimmten Vorausset- sondern auch das Versagen der demokratischen Länder
zungen” In Salvador könnte eın Anzeıchen datür selın. des estens (sıehe dazu auch Bernd Eisenblätter: „Über-
Der amerıkanısche Dıplomat und Kuba-Experte, ayne legungen für iıne NEUE deutsche Außenpolitik“ In 1IS-
Smith, der selt seinem Rücktritt als Leıter der US-Vertre- Auslandsınformationen der Konrad-Adenauer-Stiftung
Lung in Havanna 1m Sommer VErSANSCNCN Jahres die Miıt- VO 83) Das angesıchts der schwindenden Glaub-

würdigkeıt der USA iın Lateinamerıka entstehende Va-telamerıka-Politik Präsident Keagans ötftentlich kritisiert‚
Warnte kürzlich die amerıkanıche Regierung VOT dem kuum sollten, meınen maßgebliche Polıitiker In Mexıko,
Versuch, Nıcaragua auch noch VO  —; westeuropdischer Hilfe Venezuela und anderen Ländern des Subkontinents, dıe

isolieren. Statt dessen sollten die Amerıkaner die beste- westeuropäischen Länder tüllen versuchen, bevor
henden europäischen Kontakte für iıne dıplomatısche dere dıes u  5 Für dıe derzeıtigen amerıikanıschen Aus-
Lösung des Konftlikts nützen. Indessen torderte Unter- sıchten in Salvador trıfft die Überzeugung der
staatssekretär Ikle VO amerıkanıschen Verteidigungsmi- amerıikanıschen UN-Botschatterin Kirkpatrick, (e-
nısterıum VOT westeuropäischen Journalısten mehr Ver- schütze könne INla  - nıcht miıt einer Landretorm besiegen,
ständnıs für die amerıkanısche Miıttelamerika-Politik. vermutlich Aus europäıscher Sıcht MuUu diese amerıka-
iıne zerte Front der Südgrenze der USA könne ine nısche Binsenwahrheit nıcht einleuchten.
Umorientierung der Streitkräfte un: damıiıt 1ıne Schwä- Gabriele Burchardt

Koexistenz Im CNatien eıner autorıtaren
Demokratie
Die Rgligionsgemeinschaften In Thailand
Dıie Tatsache, daß sıch den VO Johannes Paul I1 1mM Dıe katholische Kırche
Februar 9083 Inannten Kardinälen Erzbischof Michai Dıie ersten katholischen Priester kamen 1511 1mM GefolgeKıtbunchuy VO  — Bangkok befindet, 1St In mehrfacher Hın-
sıcht VO  - Gewicht. Sıe bedeutet zunächst eınmal die Auf- eiıner portuglesischen Gesandtschaft nach Thaıland, doch

die eigentliche Miıssıon SELZLE 1555 mIıt der Ankuntftwertung eıner zahlenmäßig kleinen katholischen (Gemeıln-
schaft, die sıch nıcht zuletzt dank des Engagements der zweıer Dominikaner eın Bald gab ıne kleine katholische

Gemeıinde, dıe allerdings öfter Verfolgungen ausSgeSsetzLGeneratıon einheimischer Oberhirten 1im Auf-
schwung befindet. Darüber hinaus hat die katholische WAar. Im 19. Jahrhundert stabılisıerten sıch die Verhält-

N1SSE, zumal]l das Königshaus die Arbeit der Kırche ohl-Kırche Thailands aber auch 1n gewlsser Hınsıcht Modell- wollend durch manche Schenkung unterstützte So sındcharakter S$1€e lebt 1m Schnittpunkt asıatıscher Kulturen
und In unmıttelbarer Nachbarschaft ommunistischen dıe Anfänge des thailändischen Schulwesens CNS mıiıt der

Tätigkeıt VO Miıssıonaren verknüpft; das 1ın haı-Staaten in relatıv Harmonie sowohl mıiıt anderen Re-
lıg1onsgemeinschaften als auch miıt dem Staat. Dieses auf and gedruckte Buch 1St eın 1796 VO  S einem Jesuıiten her-

ausgegebener Katechismus.gegenseıtiger Toleranz und polıtıscher Zurückhaltung
der Kirche beruhende posıtıve Verhältnis wurde ErneutL Heute zählt die katholische Kırche Thailands ın zehn DE
deutlıich, als der stellvertretende Miınısterpräsident (Gene- Ozesen annähernd 200 000 Gläubige, W AS bei fast Miıl-
ral Prachuab Suntharangkul die Ernennung Kardıinal Mı- lıonen Einwohnern einem Anteıl VO  — 0,4% der
chaiıs als iıne yroße Ehre nıcht 11UTr für die Christen, Gesamtbevölkerung entspricht. Den protestantischen
sondern für alle Einwohner Thailands bezeichnete (vgl Kırchen gehören dagegen 1U ELIW. 000 Christen
LICA News, 83) die weltaus bedeutendste 1St die Kirche Christı ıIn Thatr-


